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Gateway Real Estate AG 

Frankfurt am Main 

ISIN DE000A0JJTG7 / WKN A0JJTG 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2021 

(virtuelle Hauptversammlung) 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung der Gateway Real Estate 
AG ein, die am 

Mittwoch, den 25. August 2021, um 10:00 Uhr (MESZ), 

in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Hardenbergstraße 28a, 10623 Berlin, als virtuelle Haupt-
versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters) stattfindet. 

Die virtuelle Hauptversammlung wird für unsere Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet 
und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten über das Aktionärsportal 
der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

live in Bild und Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung erfolgt ausschließlich im Wege der elekt-
ronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter. Nähere Erläuterungen hierzu finden Sie nachstehend unter dem Abschnitt V. „Wei-
tere Angaben zur Einberufung“. 

I. 
Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Gateway Real Estate AG und des gebillig-
ten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2020 sowie der Lageberichte für die Gateway 
Real Estate AG und den Konzern einschließlich des erläuternden Berichts zu den Angaben 
nach § 289a und § 315a Handelsgesetzbuch (HGB) sowie des Berichts des Aufsichtsrats, je-
weils für das Geschäftsjahr 2020 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Beschlussfassung der Haupt-
versammlung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 ist deshalb nicht vorgesehen und auch nicht 
notwendig. 

Die genannten Unterlagen sind von der Einberufung der Hauptversammlung an über die In-
ternetseite der Gateway Real Estate AG unter 
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www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich und werden vom Vorstand bzw. – im Fall des Berichts des Aufsichtsrats – vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats in der Hauptversammlung erläutert werden. Im Rahmen ihres 
Fragerechts haben die Aktionäre die Gelegenheit, zu den Vorlagen Fragen zu stellen. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss ausgewiesenen Bilanzge-
winn der Gateway Real Estate AG für das Geschäftsjahr 2020 in Höhe von EUR 40.000.000,00 
vollständig auf neue Rechnung vorzutragen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 
2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2020  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2021 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die Rödl & Partner 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Nürnberg, zum Ab-
schlussprüfer des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2021 
sowie zum Prüfer für die etwaige prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts und 
sonstiger unterjähriger Finanzinformationen für das Geschäftsjahr 2021 zu wählen. 

Der Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats hat gemäß Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 3 der EU-
Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014) erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher 
Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine Beschränkung im Hinblick auf die Auswahl eines 
bestimmten Abschlussprüfers oder einer bestimmten Prüfungsgesellschaft (Artikel 16 Abs. 6 
der EU-Abschlussprüferverordnung) auferlegt wurde. 

6. Beschlussfassung über Neuwahlen zum Aufsichtsrat 

Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats bestimmt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG 
in Verbindung mit § 9 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft. Der Aufsichtsrat besteht gemäß 
§ 9 Abs. 1 der Satzung aus fünf Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder werden nach 
§§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG von der Hauptversammlung gewählt. 
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Die Amtszeit aller Aufsichtsratsmitglieder endet turnusgemäß mit der Beendigung der or-
dentlichen Hauptversammlung 2021. Damit dem Aufsichtsrat weiterhin die gemäß § 9 Abs. 1 
der Satzung erforderliche Zahl an Mitgliedern angehört, ist die Wahl von fünf Aufsichtsrats-
mitgliedern erforderlich. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl nicht an die Wahlvor-
schläge gebunden. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Herrn Norbert Ketterer, Verwaltungsratspräsident der SAYANO Family Office AG, Zug, 
Schweiz, wohnhaft in Rüschlikon, Schweiz, 

b) Herrn Thomas Kunze, Geschäftsführer der TOK Invest GmbH, Leipzig, wohnhaft in 
Gröbzig, 

c) Herrn Jan Hendrik Hedding, Chief Operating Officer der SAYANO Family Office AG, Zug, 
Schweiz, wohnhaft in Zürich, Schweiz, 

d) Herrn Ferdinand von Rom, Rechtsanwalt und Partner in der Kanzlei Broich Rechtsan-
wälte, Frankfurt am Main, wohnhaft in Frankfurt am Main, sowie 

e) Herrn Leonard Fischer, Verwaltungsratsmitglied der DFG Deutsche Fondsgesellschaft 
SE Invest, Berlin, wohnhaft in Zürich, Schweiz, 

mit Wirkung zur Beendigung der Hauptversammlung vom 25. August 2021 und für die Zeit 
bis zur Be-endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 
2025 beschließt, zu Mitgliedern des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu wählen. 

Die Wahlen sollen als Einzelwahlen durchgeführt werden. 

Es ist beabsichtigt, dass Herr Norbert Ketterer im Fall seiner Wahl in den Aufsichtsrat für das 
Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden kandidiert. 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats verfügen Herr Jan Hendrik Hedding und Herr Leonard 
Fischer über hinreichenden Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und Abschluss-
prüfung. Zudem sind nach Auffassung des Aufsichtsrats die zur Wahl vorgeschlagenen Kan-
didaten in ihrer Gesamtheit mit dem Sektor, in dem die Gesellschaft tätig ist, hinreichend 
vertraut im Sinne von § 100 Abs. 5 AktG. 

Angaben zu etwaigen Mitgliedschaften der vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetz-
lich zu bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 
von Wirtschaftsunternehmen finden Sie in den untenstehenden Angaben zu Tagesordnungs-
punkt 6 unter Abschnitt II. „Weitere Angaben über die zur Wahl stehenden Aufsichtsratskan-
didaten (Tagesordnungspunkt 6)“. Lebensläufe der vorgeschlagenen Kandidaten finden Sie 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.gateway-re.de/unternehmen/aufsichts-
rat/. 
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7. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Mitglieder des Vor-
stands 

Nach § 120a Abs. 1 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotierten Gesell-
schaft über die Billigung des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Mit-
glieder des Vorstands bei jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre. 
Die erstmalige Beschlussfassung nach § 120a Abs. 1 AktG hat gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EG-
AktG bis zum Ablauf der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 
2020 folgt, zu erfolgen. 

Der Aufsichtsrat hat unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 87a Abs. 1 AktG das in den 
untenstehenden Angaben zu Tagesordnungspunkt 7 unter Abschnitt III. „Beschreibung des 
Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder (Tagesordnungspunkt 7)“ wiedergegebene 
System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands beschlossen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das unter Abschnitt III. dargestellte Vergütungssystem für die 
Mitglieder des Vorstands der Gateway Real Estate AG zu billigen. 

8. Beschlussfassung über die Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats 

Nach § 113 Abs. 3 Sätze 1 und 2 AktG beschließt die Hauptversammlung einer börsennotier-
ten Gesellschaft mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Mitglieder des Aufsichts-
rats, wobei ein die Vergütung bestätigender Beschluss zulässig ist. Die erstmalige Beschluss-
fassung nach § 113 Abs. 3 AktG hat gemäß § 26j Abs. 1 Satz 1 EGAktG bis zum Ablauf der 
ersten ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen. 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll gemäß § 13 Satz 1 der Satzung der Ge-
sellschaft durch die Hauptversammlung festgesetzt werden. Die Vergütung soll in einem an-
gemessenen Verhältnis zu den Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder und zur Lage der Gesell-
schaft stehen. 

Zuletzt hat die Hauptversammlung vom 21. August 2019 über die Vergütung der Aufsichts-
ratsmitglieder beschlossen. Unter Tagesordnungspunkt 9 hat die Hauptversammlung vom 
21. August 2019 folgenden Beschluss gefasst: 

„Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäftsjahr eine feste Vergütung 
von EUR 20.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäftsjahr 
eine feste Vergütung von EUR 40.000,00 und sein Stellvertreter eine feste Vergütung 
von EUR 30.000,00. Diese Regelung gilt erstmals für das gesamte Geschäftsjahr 2019.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat sind nach eingehender Überprüfung zum Ergebnis gelangt, dass 
die Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats weiterhin in einem angemessenen Ver-
hältnis zu den Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder und zur Lage der Gesellschaft steht. 

Das der Aufsichtsratsvergütung zugrundeliegende Vergütungssystem mit den Angaben ge-
mäß §§ 113 Abs. 3 Satz 3, 87a Abs. 1 Satz 2 AktG wird in den untenstehenden Angaben zu 
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Tagesordnungspunkt 8 unter Abschnitt IV. „Beschreibung des Vergütungssystems für die Auf-
sichtsratsmitglieder (Tagesordnungspunkt 8)“ wiedergegeben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die bestehenden Vergütungsregelungen für 
die Mitglieder des Aufsichtsrats der Gateway Real Estate AG und das unter Abschnitt IV. dar-
gestellte Vergütungssystem für die Mitglieder des Aufsichtsrats zu bestätigen. 

II. 
Weitere Angaben über die zur Wahl stehenden Aufsichtsratskandidaten 

(Tagesordnungspunkt 6) 

a) Norbert Ketterer 

Norbert Ketterer ist bei den nachfolgend unter (i) aufgeführten Gesellschaften Mit-
glied eines gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. Verwaltungsrats bzw. bei den 
unter (ii) aufgeführten Gesellschaften Mitglied eines vergleichbaren in- und ausländi-
schen Kontrollgremiums eines Wirtschaftsunternehmens: 

(i) Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsrä-
ten/Verwaltungsräten: 

 CWI Immobilien AG, Leipzig (Mitglied des Aufsichtsrats); 

 DEVELOPMENT PARTNER AG, Düsseldorf (Mitglied des Aufsichtsrats). 

(ii) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen: 

 ACRON AG, Zürich, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 ACRON Fisherman’s Wharf Hotel SF AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwal-
tungsrats); 

 Areal Hitzkirch Zug AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Areal Steinhausen Zug AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Areal Sursee Zug AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Helvetic Private Investments AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 HK Real Estate AG, Wollerau, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Ketom AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 NOKERA AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 
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 SAYANO Family Office AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 SKE Immobilien Schweiz I AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 SN Beteiligungen Holding AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats). 

b) Thomas Kunze 

Thomas Kunze ist bei den nachfolgend unter (i) aufgeführten Gesellschaften Mitglied 
eines gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. Verwaltungsrats bzw. bei den unter 
(ii) aufgeführten Gesellschaften Mitglied eines vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremiums eines Wirtschaftsunternehmens: 

(i) Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsrä-
ten/Verwaltungsräten: 

 CWI Immobilien AG, Leipzig (Mitglied des Aufsichtsrats); 

 DEVELOPMENT PARTNER AG, Düsseldorf (Mitglied des Aufsichtsrats); 

 Peires AG, Leipzig (Mitglied des Aufsichtsrats). 

(ii) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen: 

 Keine. 

c) Jan Hendrik Hedding 

Jan Hendrik Hedding ist bei den nachfolgend unter (i) aufgeführten Gesellschaften Mit-
glied eines gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. Verwaltungsrats bzw. bei den 
unter (ii) aufgeführten Gesellschaften Mitglied eines vergleichbaren in- und ausländi-
schen Kontrollgremiums eines Wirtschaftsunternehmens: 

(i) Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsrä-
ten/Verwaltungsräten: 

 Peires AG, Leipzig (Mitglied des Aufsichtsrats). 

(ii) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen: 

 ACRON AG, Zürich, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Areal Herzogenbuchsee Zug AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Areal Will Zug AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 
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 bloxxter AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 Hereco Holdings AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 NOKERA Management AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 NOKERA Patents AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 NOKERA Procurement AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 NOKERA Renewable Energies AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungs-
rats); 

 Real Estate Financing AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats); 

 unicorn two AG, Zug, Schweiz (Mitglied des Verwaltungsrats). 

d) Ferdinand von Rom 

Ferdinand von Rom ist bei den nachfolgend unter (i) aufgeführten Gesellschaften Mit-
glied eines gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. Verwaltungsrats bzw. bei den 
unter (ii) aufgeführten Gesellschaften Mitglied eines vergleichbaren in- und ausländi-
schen Kontrollgremiums eines Wirtschaftsunternehmens: 

(i) Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsrä-
ten/Verwaltungsräten: 

 Keine. 

(ii) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen: 

 Keine. 

e) Leonard Fischer 

Leonard Fischer ist bei den nachfolgend unter (i) aufgeführten Gesellschaften Mitglied 
eines gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. Verwaltungsrats bzw. bei den unter 
(ii) aufgeführten Gesellschaften Mitglied eines vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremiums eines Wirtschaftsunternehmens: 

(i) Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsrä-
ten/Verwaltungsräten: 

 DFG Deutsche Fondsgesellschaft SE Invest, Berlin (Mitglied des Verwaltungs-
rats). 
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(ii) Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen: 

 Keine. 

III. 
Beschreibung des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder 

(Tagesordnungspunkt 7) 

I. Vorwort 

Das Vergütungssystem für den Vorstand der Gesellschaft und die Gesamtvergütung 
der einzelnen Vorstandsmitglieder werden durch den Aufsichtsrat festgelegt und in 
regelmäßigen Abständen überprüft. 

Kriterien für die Angemessenheit der Vorstandsvergütung sind sowohl die Aufgaben 
des einzelnen Vorstandsmitglieds, seine persönliche Leistung, die wirtschaftliche Lage, 
der Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unternehmens als auch die Üblichkeit der 
Vergütung unter Berücksichtigung des Vergleichsumfelds. 

Als geeignete Vergleichsgruppe zur Beurteilung der Üblichkeit der konkreten Gesamt-
vergütung im Vergleich zu anderen Unternehmen zieht der Aufsichtsrat solche Unter-
nehmen heran, die im selben Börsensegment (Prime Standard) wie die Gesellschaft 
gelistet sind und ein vergleichbares EBT aufweisen. Die Vergütungs- und Beschäfti-
gungsbedingungen der Arbeitnehmer wurden bei der Festsetzung des Vergütungssys-
tems hingegen nicht berücksichtigt, da nach Auffassung des Aufsichtsrats hieraus 
keine tauglichen Beurteilungsparameter zu gewinnen sind. 

Insgesamt ist das Vergütungssystem auf eine nachhaltige und langfristige Unterneh-
mensentwicklung sowie eine Steigerung des Unternehmenswertes ausgerichtet. Es 
leistet insofern einen Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristi-
gen Entwicklung der Gesellschaft. 

II. Festvergütung 

1.) Feste Jahresvergütung 

Die feste Jahresvergütung ist eine auf das Geschäftsjahr bezogene Barvergü-
tung, die sich insbesondere an dem Verantwortungsumfang des jeweiligen Vor-
standsmitglieds orientiert. Das individuell festgelegte Fixeinkommen wird in 
zwölf gleichen Teilen ausgezahlt. 

2.) Sonstige Vergütungen 

a) Mitglieder des Vorstands erhalten einen monatlichen Zuschuss in Höhe 
der Hälfte der Beiträge zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversi-
cherung. Der Zuschuss ist begrenzt auf die Hälfte des allgemeinen Bei-
tragssatzes der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung. 
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b) Anstelle von Versorgungsleistungen erhalten Mitglieder des Vorstands 
monatliche Zahlungen, die in ihrer Höhe dem von einem Arbeitgeber nach 
der jeweiligen gesetzlichen Beitragsbemessungsgrenze geschuldeten 
Höchstbetrag (Arbeitgeberanteil) zur Rentenversicherung entsprechen. 

c) Zur Abgeltung von dienstlich veranlassten Fahrten mit dem eigenen PKW 
erhalten Mitglieder des Vorstands eine fixe monatliche Pauschale. 

III. Anerkennungsprämie 

Für besondere Leistungen des Vorstands für die Gesellschaft und bei entsprechendem 
besonderem wirtschaftlichem Erfolg der Gesellschaft kann der Aufsichtsrat nach sei-
nem pflichtgemäßen Ermessen durch Beschluss eine zusätzliche freiwillige Tantieme 
beschließen (Anerkennungsprämie). Ein Rechtsanspruch besteht hierauf nur, wenn je-
weils ein entsprechender Beschluss des Aufsichtsrats dem Grunde und der Höhe nach 
getroffen worden ist. 

Der Aufsichtsrat berücksichtigt bei der Festlegung der Anerkennungsprämie die außer-
ordentlichen Leistungen des einzelnen Vorstandsmitglieds, insbesondere im Hinblick 
auf den langfristigen nachhaltigen Erfolg des Unternehmens, die Interessen der Aktio-
näre sowie der Mitarbeiter, die ökologische und gesellschaftliche Verantwortung so-
wie die Compliance-Kultur des Unternehmens. 

IV. Bestimmung der Ziel-Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder 

Für die Vorstandsmitglieder ergibt sich die jährliche Ziel-Gesamtvergütung allein aus 
der jeweiligen Festvergütung. Der relative Anteil der Festvergütung an der Ziel-Ge-
samtvergütung beträgt somit 100 %. 

Eine mögliche Anerkennungsprämie wird bei der Ermittlung der Ziel-Gesamtvergütung 
nicht berücksichtigt, weil die Vorstandsmitglieder auf die Anerkennungsprämie keinen 
Anspruch haben und sie nur bei außerordentlichen Leistungen gewährt werden soll. 

V. Festlegung der Maximalvergütung 

Die Maximalvergütung wird für die Mitglieder des Vorstandes wie folgt festgelegt: 

Vorsitzender des Vorstands:  EUR 1.000.000,00 (in Worten: Eine Million Euro) 

Sonstige Mitglieder des Vorstands: EUR 1.000.000,00 (in Worten: Eine Million Euro) 

Die Maximalvergütung schließt sämtliche feste Vergütungsbestandteile (einschließlich 
Nebenleistungen) und eine etwaige Anerkennungsprämie mit ein. 
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VI. Herabsetzung 

Eine einseitige Herabsetzung der Vorstandsbezüge durch den Aufsichtsrat ist in Ent-
sprechung der gesetzlichen Regelung in § 87 Abs. 2 AktG sowie in Verbindung mit § 87 
Abs. 1 AktG zulässig. 

VII. Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte 

1.) Laufzeiten und Beendigung der Dienstverträge 

Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder werden jeweils für die Dauer der 
Bestellung geschlossen. Unter Berücksichtigung der aktienrechtlichen Vorgaben 
des § 84 AktG betragen Bestell- bzw. Vertragsdauer maximal fünf Jahre. Im Ein-
klang mit den aktienrechtlichen Vorgaben sehen die Dienstverträge der Vor-
standsmitglieder keine ordentliche Kündigungsmöglichkeit vor; das beidersei-
tige Recht zur fristlosen Kündigung des Dienstvertrags aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. 

2.) Leistungen im Falle der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags 

Im Falle einer unterjährigen Beendigung des Dienstvertrags wird die Festvergü-
tung grundsätzlich nur zeitanteilig gewährt. In den Dienstverträgen der Vor-
standsmitglieder kann für den Fall, dass der Vertrag vorzeitig durch Widerruf der 
Bestellung oder Aufhebungsvertrag endet, eine Abfindung zugesagt werden. Die 
Höhe einer solchen Abfindung ist jedoch beschränkt auf das Zweifache der auf 
ein Jahr entfallenden Festvergütung, maximal aber auf die Vergütung, welche 
für die Restlaufzeit dieses Vertrages noch zu zahlen gewesen wäre (Abfindungs-
Cap). Etwaige Abfindungszahlungen werden auf eine etwaige Karenzentschädi-
gung angerechnet. 

Zusagen für Leistungen aus Anlass der vorzeitigen Beendigung des Dienstver-
trags durch das Vorstandsmitglied infolge eines Kontrollwechsels (change of 
control) werden nicht vereinbart. 

3.) Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 

In den Dienstverträgen der Vorstandsmitglieder können nachvertragliche Wett-
bewerbsverbote im Rahmen des gesetzlich Zulässigen vereinbart werden. Für 
den Zeitraum eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots kann eine Karenz-
entschädigung in Höhe von jährlich 50 % der von dem Vorstandsmitglied zuletzt 
bezogenen vertragsmäßigen Leistungen gewährt werden. Die Zahlung erfolgt in 
monatlichen Teilbeträgen. Die Einzelheiten sind in den Dienstverträgen der Vor-
standsmitglieder zu regeln. 
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VIII. Darstellung des Verfahrens zur Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergü-
tungssystems 

Das Vergütungssystem wird gemäß § 87a Abs. 1 AktG durch den Aufsichtsrat festge-
setzt. Hierzu entwickelt der Aufsichtsrat gemeinsam die Struktur und diskutiert die ein-
zelnen Aspekte des Vergütungssystems, um es letztlich zu beschließen. Der Aufsichts-
rat kann dabei auf externe Vergütungsexperten zurückgreifen, auf deren Unabhängig-
keit zu achten ist. Ferner können auch externe Rechtsberater hinzugezogen werden. 

Die Hauptversammlung beschließt über das Vergütungssystem bei jeder wesentlichen 
Änderung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre. Hat die Haupt-
versammlung das Vergütungssystem nicht gebilligt, so ist spätestens in der darauffol-
genden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zum Be-
schluss vorzulegen. 

Die Umsetzung des vom Aufsichtsrat beschlossenen Vergütungssystems erfolgt bei Ab-
schluss der individuellen Vorstandsdienstverträge durch den Aufsichtsrat als Gesamt-
organ. Zudem überprüft der Aufsichtsrat das Vergütungssystem fortlaufend und zieht 
dabei folgende Kriterien heran: die zukünftige Geschäftsstrategie, die wirtschaftliche 
Lage, den Erfolg des Unternehmens, sowie die Aufgaben der einzelnen Mitglieder des 
Vorstands und deren persönliche Leistung in der Vergangenheit. Auch das Branchen-
umfeld spielt eine Rolle. Bei Identifikation von Anpassungsbedarf wird der Aufsichtsrat 
Änderungen am Vergütungssystem beschließen. Im Falle von Änderungen wird der 
Aufsichtsrat der nächsten ordentlichen Hauptversammlung das geänderte Vergü-
tungssystem zur Billigung vorlegen. 

Es ist bisher nicht zu Interessenkonflikten einzelner Aufsichtsratsmitglieder im Rahmen 
der Entscheidung über das Vergütungssystem für den Vorstand gekommen. Sollte ein 
solcher Interessenkonflikt bei der Fest- und Umsetzung sowie der Überprüfung des 
Vergütungssystems auftreten, wird der Aufsichtsrat diesen ebenso behandeln wie an-
dere Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds, sodass das betref-
fende Aufsichtsratsmitglied an der Beschlussfassung oder, im Falle eines schwereren 
Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht teilnehmen wird. Sollte es zu einem 
dauerhaften und unlösbaren Interessenkonflikt kommen, wird das betreffende Auf-
sichtsratsmitglied sein Amt niederlegen. Dabei wird durch eine frühzeitige Offenlegung 
von Interessenkonflikten sichergestellt, dass die Entscheidungen des Aufsichtsrats 
nicht durch sachwidrige Erwägungen beeinflusst werden. 

Das vorliegende Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder gilt für alle ab dem 25. Au-
gust 2021 neu abzuschließenden, zu ändernden oder zu verlängernden Dienstverträge 
mit Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft. Vergütungsansprüche aufgrund von beste-
henden Dienstverträgen mit Vorstandsmitgliedern bleiben hiervon unberührt. 

IX. Vorübergehende Abweichungen vom Vergütungssystem 

Der Aufsichtsrat kann gemäß § 87a Abs. 2 Satz 2 AktG vorübergehend von dem Vergü-
tungssystem abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der 
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Gesellschaft notwendig ist. Hierzu gehören beispielsweise die Angleichung des Vergü-
tungssystems bei einer signifikant veränderten Unternehmensstrategie zur Gewäh-
rung der adäquaten Anreizsetzung oder im Falle weitreichender Änderungen der Wirt-
schaftssituation (zum Beispiel durch Pandemien oder schwere Wirtschaftskrisen), die 
die ursprünglichen Leistungskriterien und/oder Kennzahlen des Vergütungssystems 
hinfällig werden lassen, sofern die konkreten Auswirkungen nicht vorhersehbar waren. 
Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen ausdrücklich keinen Ausnahmefall 
dar, der zum Abweichen vom Vergütungssystem berechtigt. 

Verfahrensmäßig setzt ein solches Abweichen einen ausdrücklichen Beschluss des Auf-
sichtsrats voraus, in dem konkret die Dauer der Abweichung sowie die Abweichung als 
solche, aber auch der Grund hierfür (also warum das langfristige Wohlergehen der Ge-
sellschaft die Abweichung erfordert) in angemessener Form beschrieben sind. Die Be-
standteile des Vergütungssystems, von denen in Ausnahmefällen abgewichen werden 
kann, sind das Verfahren, die Regelungen zur Vergütungsstruktur und -höhe sowie die 
einzelnen Vergütungsbestandteile und insbesondere die Leistungskriterien. Sachlich 
kann der Aufsichtsrat sowohl von dem jeweiligen relativen Anteil der einzelnen Vergü-
tungsbestandteile sowie ihren jeweiligen Voraussetzungen abweichen, auch die 
Grundvergütung kann er im Einzelfall vorübergehend anders festsetzen, wenn dies im 
Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft liegt, nicht jedoch die von 
der Hauptversammlung festgelegte Maximalvergütung überschreiten. 

IV. 
Beschreibung des Vergütungssystems für die Aufsichtsratsmitglieder 

(Tagesordnungspunkt 8) 

I. Festlegung der Vergütung durch die Hauptversammlung 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll gemäß § 13 Satz 1 der Satzung der 
Gesellschaft durch die Hauptversammlung festgesetzt werden. Die Vergütung der Mit-
glieder des Aufsichtsrats wurde zuletzt von der ordentlichen Hauptversammlung am 
21. August 2019 beschlossen. 

II. Beitrag der Vergütung zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Ent-
wicklung 

Das System entspricht insgesamt den Anforderungen des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019 (DCGK 2019). 

Entsprechend der Anregung in G.18 Satz 1 DCGK 2019 sind für die Vergütung der Auf-
sichtsratsmitglieder ausschließlich feste Vergütungsbestandteile, nicht aber variable 
Vergütungselemente vorgesehen. Die Festvergütung stärkt die Unabhängigkeit der 
Aufsichtsratsmitglieder und leistet so einen mittelbaren Beitrag „zur langfristigen Ent-
wicklung der Gesellschaft“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG). 

Das Vergütungssystem incentiviert Aufsichtsratsmitglieder zugleich, sich proaktiv für 
die „Förderung der Geschäftsstrategie“ (vgl. § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG) 
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einzusetzen, indem entsprechend G.17 DCGK 2019 der höhere zeitliche Aufwand des 
Vorsitzenden, der besonders eng an der Besprechung strategischer Fragen beteiligt ist 
(D.6 DCGK 2019), angemessen berücksichtigt wird. 

III. Vergütungsbestandteile 

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten jeweils nur eine feste Vergütung, jeweils zuzüglich 
der auf die Vergütung anfallenden Umsatzsteuer. Einem während des Geschäftsjahrs 
ausscheidenden Aufsichtsratsmitglied wird die Vergütung zeitanteilig gewährt. 

Hinzu kommt die Erstattung der durch die Ausübung des Amts vernünftigerweise ent-
stehenden Auslagen, z.B. tatsächlich angefallene Reisekosten, sowie die auf den Aus-
lagenersatz anfallende Umsatzsteuer. Zudem werden die Aufsichtsratsmitglieder auf 
Kosten der Gesellschaft in eine von ihr abgeschlossene Vermögensschaden-Haft-
pflichtversicherung (D&O-Versicherung) einbezogen, soweit eine solche Versicherung 
besteht. 

IV. Keine variable Vergütung; keine vergütungsbezogenen Rechtsgeschäfte 

Da das Vergütungssystem keine variablen Vergütungsbestandteile beinhaltet, entfal-
len Angaben gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 6, 7 AktG. Die Vergütung der Aufsichts-
ratsmitglieder wird von der Hauptversammlung bewilligt, sodass keine vertraglichen 
vergütungsbezogenen Rechtsgeschäfte im Sinne von § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG ab-
geschlossen werden. 

V. Aufschubzeiten 

Die Vergütung ist zahlbar am Tag nach der Hauptversammlung, in der die Mitglieder 
des Aufsichtsrats entlastet werden. Weitere Aufschubzeiten für die Auszahlung von 
Vergütungsbestandteilen bestehen nicht. 

VI. Einbeziehung der Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer 

Eine rechtlich verbindliche Verknüpfung ist nicht in der Satzung verankert, entspricht 
nicht der Funktionsverschiedenheit des nicht operativ tätigen Aufsichtsrats und würde 
die Entscheidungsfreiheit der Aktionäre über die Vergütung des Aufsichtsrats unge-
bührlich einschränken. 

VII. Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungssystems 

Das Vergütungssystem und die konkrete Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wer-
den durch die Hauptversammlung festgesetzt, die gemäß § 113 Abs. 3 AktG mindes-
tens alle vier Jahre Beschluss über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder fasst. Ein 
bestätigender Beschluss ist zulässig und setzt die einfache Stimmenmehrheit voraus. 
Kommt ein bestätigender Beschluss nicht zustande, so ist spätestens in der darauffol-
genden ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Be-
schlussfassung vorzulegen. Eine materielle Änderung des von der Hauptversammlung 
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festgesetzten Vergütungssystems und der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder er-
fordern einen Beschluss mit einfacher Mehrheit. 

Es findet eine regelmäßige Überprüfung der Vergütung des Aufsichtsrats durch die 
Verwaltung statt. Hierbei werden insbesondere die zeitliche Inanspruchnahme, der 
Umfang der wahrzunehmenden Aufgaben und die finanzielle Situation der Gesell-
schaft berücksichtigt sowie ggf. ein Vergleich mit dem Vergütungssystem anderer, der 
Gesellschaft vergleichbarer Gesellschaften. Sollten Vorstand und Aufsichtsrat hierbei 
Anlass für eine Änderung sehen, werden sie der Hauptversammlung ein angepasstes 
Vergütungssystem unterbreiten. Mindestens alle vier Jahre wird das Vergütungssys-
tem der Hauptversammlung vorgelegt. 

Interessenkonflikte im Zusammenhang mit dem Vergütungssystem des Aufsichtsrats 
sind in der Vergangenheit nicht vorgekommen. Etwaigen Interessenkonflikten bei der 
Überprüfung des Vergütungssystems wirkt die gesetzliche Kompetenzordnung entge-
gen, da die letztendliche Entscheidungsbefugnis über die Aufsichtsratsvergütung der 
Hauptversammlung zugewiesen ist und dieser ein Beschlussvorschlag sowohl von Vor-
stand als auch Aufsichtsrat unterbreitet wird, mithin bereits in den gesetzlichen Rege-
lungen ein System der gegenseitigen Kontrolle vorgesehen ist. Im Übrigen gelten die 
allgemeinen Regeln für Interessenkonflikte, wonach solche insbesondere offenzulegen 
und angemessen zu behandeln sind. 

V. 
Weitere Angaben zur Einberufung 

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung  

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
EUR 186.764.040,00 und ist eingeteilt in 186.764.040 nennwertlose, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. Die Gesellschaft 
hält derzeit keine eigenen Aktien. Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beläuft sich 
die Gesamtzahl der Stimmrechte somit auf 186.764.040. 

2. Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Prä-
senz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten; Aktionärsportal 

Die ordentliche Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft auf-
grund der anhaltenden COVID-19-Pandemie als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Prä-
senz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme des von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreters) gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020, in der zuletzt durch 
Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpas-
sung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungs-
recht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 geänderten Fassung, in Verbindung 
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mit der Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins- und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 20. Ok-
tober 2020, nachfolgend auch „COVID-19-Gesetz“) abgehalten. 

Die gesamte in den Geschäftsräumen der Gesellschaft stattfindende Hauptversammlung wird zu 
diesem Zweck am 25. August 2021 ab 10:00 Uhr (MESZ) über das Aktionärsportal der Gesellschaft 
(„Aktionärsportal“) unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

live in Bild und Ton übertragen. 

Es können nur diejenigen Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteilsbesitz 
nachgewiesen haben (siehe hierzu Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte 
in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“), oder ihre Bevollmächtigten die Bild- und Tonüber-
tragung der gesamten Hauptversammlung über das Aktionärsportal verfolgen. Darüber hinaus kön-
nen Aktionäre persönlich oder durch Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per elektronischer Briefwahl 
oder durch die Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters ausü-
ben sowie über das Aktionärsportal Fragen stellen und einen Widerspruch gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung erklären. 

Eine darüber hinausgehende Ausübung von Aktionärsrechten ist in der virtuellen Hauptversamm-
lung nicht möglich. Insbesondere ist eine Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten, mit 
Ausnahme des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters, vor Ort ausgeschlossen. Die 
Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die Einräumung des Stimmrechts sowie 
des Fragerechts und der Möglichkeit zum Widerspruch berechtigen die Aktionäre und ihre Bevoll-
mächtigten auch nicht zur Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommu-
nikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (keine elektronische Teilnahme). 

Das Aktionärsportal der Gesellschaft ist unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

ab dem 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und 
ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten zugänglich. Um das Aktionär-
sportal der Gesellschaft nutzen zu können, müssen sie sich mit der Zugangsnummer und dem PIN-
Code einloggen, den sie mit der Zugangskarte erhalten. Die verschiedenen Möglichkeiten zur Aus-
übung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung erscheinen dann auf der 
Benutzeroberfläche des Aktionärsportals. 

Weitere Einzelheiten zur Nutzung des Aktionärsportals erhalten die Aktionäre im Aktionärsportal 
der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 
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Bitte beachten Sie auch die technischen Hinweise in den Nutzungsbedingungen, die im Aktionär-
sportal hinterlegt sind. 

3. Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Haupt-
versammlung 

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und Ausübung der weiteren Aktio-
närsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet und 
ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben. 

Als Nachweis des Anteilsbesitzes reicht ein durch den Letztintermediär ausgestellter Nachweis des 
Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Dieser Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages 
vor der Hauptversammlung, d. h. auf den Beginn des 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), (Nachweis-
stichtag) zu beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesell-
schaft bis spätestens zum Ablauf des 18. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgenden 
Kontaktmöglichkeiten zugehen: 

Gateway Real Estate AG 
c/o UBJ. GmbH 
Haus der Wirtschaft 
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 

oder 

Telefax: 040/63785423 

oder 

E-Mail: hv@ubj.de 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der Textform (§ 126b BGB) und 
müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein. 

4. Bedeutung des Nachweisstichtags 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle 
Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, als Aktionär nur, wer sich ordnungsgemäß an-
gemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. Die Berechti-
gung zur Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und der 
Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs 
zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des 
Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbe-
sitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug auf die virtu-
elle Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des 
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Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweis-
stichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten in 
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes 
gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag 
noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, können Aktionärsrechte in Bezug auf 
die virtuelle Hauptversammlung nur ausüben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsaus-
übung ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechti-
gung. 

Nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 
unter einer der oben genannten Kontaktmöglichkeiten werden den Aktionären Zugangskarten für 
die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die Hauptversammlung übersendet. Um den recht-
zeitigen Erhalt der Zugangskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine 
Zugangskarte bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche Anmeldung sowie 
der Nachweis des Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen direkt durch das depotführende Institut 
vorgenommen. Aktionäre, die rechtzeitig eine Zugangskarte bei ihrem depotführenden Institut an-
gefordert haben, brauchen daher nichts weiter zu veranlassen. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Aktionäre können ihr Stimmrecht im Wege elektronischer Kommunikation abgeben („Elektronische 
Briefwahl“). Hierzu ist eine ordnungsgemäße Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes er-
forderlich (siehe hierzu Ziffer 3 „Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug 
auf die virtuelle Hauptversammlung“). Die Stimmabgabe im Wege der Elektronischen Briefwahl 
kann über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

vorgenommen werden. 

Die Stimmabgabe über das Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse  

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

ist ab dem 4. August 2021, 0:00 Uhr (MESZ), bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 
Hauptversammlung am 25. August 2021 möglich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuel-
len Hauptversammlung am 25. August 2021 kann im Aktionärsportal der Gesellschaft eine über das 
Aktionärsportal vorgenommene Stimmabgabe auch geändert oder widerrufen werden. Einzelhei-
ten zur Stimmabgabe über das Aktionärsportal können die Aktionäre den dort hinterlegten Nut-
zungsbedingungen entnehmen. 

Wird bei der Elektronischen Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt keine ausdrückliche oder ein-
deutige Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt als Enthaltung gewertet. 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies 
im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem 
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Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzel-
abstimmung. 

6. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre können ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimm-
rechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Intermediäre im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, 
Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder andere Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG 
können, soweit sie selbst bevollmächtigt werden, abweichende Regelungen vorsehen, die jeweils 
bei diesen zu erfragen sind. 

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch noch im Wege elektronischer Kommunikation im 
Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimm-
recht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der Elektronischen Briefwahl oder durch 
Erteilung von (Unter-)Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 
Stimmrechtsvertreter ausüben. 

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht wird den Aktionären nach der oben beschriebenen 
form- und fristgerechten Anmeldung und dem Nachweis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zu-
gangskarte übermittelt. Das Formular für die Erteilung einer Vollmacht steht außerdem auf der In-
ternetseite der Gesellschaft unter 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

zum Download bereit. 

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt oder gegenüber der Gesell-
schaft erklärt bzw. nachgewiesen werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nach-
weis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber 
der Gesellschaft müssen der Gesellschaft auf einem der folgenden Wege aus organisatorischen 
Gründen bis spätestens zum Ablauf des 24. August 2021, (24:00 Uhr MESZ) zugehen: 

Gateway Real Estate AG 
c/o UBJ. GmbH 
Haus der Wirtschaft 
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 

oder 

Telefax: 040/63785423 
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oder 

E-Mail: hv@ubj.de 

Die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung über das Aktionär-
sportal durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Aktionär die Zu-
gangsnummer und den PIN-Code des Aktionärs zur Verwendung erhält. Die Nutzung der Zugangs-
daten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich als Nachweis der Bevollmächtigung, ein darüber 
hinausgehender Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform ist nicht 
erforderlich. 

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes form- 
und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt – vorbehaltlich 
der genannten Frist für die Erteilung einer Vollmacht – eine Erteilung von Vollmachten nach Anmel-
dung und Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus. 

7. Vertretung durch den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter, der das Stimmrecht ausschließlich gemäß den Weisungen des jeweiligen Aktionärs ausübt, 
vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen neben der Vollmacht 
auch Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Er übt das Stimmrecht nicht 
nach eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Wei-
sungen aus. Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt 
worden ist, enthält sich der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter zu den entspre-
chenden Beschlussgegenständen der Stimme; dies gilt immer auch für sonstige Anträge. Sollte zu 
einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vor-
feld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt 
insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

Bitte beachten Sie, dass der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter weder im Vorfeld 
der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldungen, zum 
Stellen von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu Protokoll entgegennimmt 
und – mit Ausnahme der Ausübung des Stimmrechts – auch keine sonstigen Aktionärsrechte wahr-
nimmt. 

Die Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die 
Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB) oder hat unter Verwendung der Eingabemaske 
über das Aktionärsportal unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

zu erfolgen. Gleiches gilt für die Änderung oder den Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. 
Das Vollmachts- und Weisungsformular für den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und die ent-
sprechenden Erläuterungen werden den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und 
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fristgerechten Anmeldung und dem Nachweis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte 
übermittelt. Diese Unterlagen stehen außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

zum Download bereit. 

Die Erteilung der Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die Er-
teilung von Weisungen und ihr Widerruf müssen der Gesellschaft auf einem der folgenden Wege 
aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum Ablauf des 24. August 2021 (24:00 Uhr MESZ) 
zugehen: 

Gateway Real Estate AG 
c/o UBJ. GmbH 
Haus der Wirtschaft 
Kapstadtring 10 
22297 Hamburg 

oder 

Telefax: 040/63785423 

oder 

E-Mail: hv@ubj.de 

Die Erteilung der Vollmacht zur Ausübung der Stimmrechte nebst Weisungen an den von der Ge-
sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter und ihr Widerruf sind darüber hinaus unter Verwen-
dung der Eingabemaske in dem Aktionärsportal unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 25. August 2021 mög-
lich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 25. August 2021 
ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersandten oder 
über das Aktionärsportal erteilten Vollmacht mit Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft möglich. Wird eine Vollmacht mit Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft – jeweils fristgemäß – sowohl in Textform (§ 126b BGB) übersandt als auch über das Aktio-
närsportal erteilt, werden unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs bei der Gesell-
schaft ausschließlich die über das Aktionärsportal abgegebenen Vollmachten und Weisungen als 
verbindlich behandelt. Einzelheiten zur Erteilung von Vollmachten mit Weisungen an den Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft und zum Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht unter Nutzung 
der Eingabemaske im Aktionärsportal können die Aktionäre den dort hinterlegten Nutzungsbedin-
gungen entnehmen. 

Soweit der von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bevollmäch-
tigt wird, müssen diesem in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt 
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werden. Auch bei Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters 
sind Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. 

8. Fragerecht gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteilsbesitz ordnungsgemäß nachge-
wiesen haben, und ihre Bevollmächtigten haben das Recht, im Wege der elektronischen Kommuni-
kation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz). 

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 2. Halbsatz COVID-19-Gesetz hat der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen entschieden, 
dass Fragen bis spätestens zum 23. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), über die dafür vorgesehene 
Eingabemaske im Aktionärsportal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

einzureichen sind. Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben unberücksichtigt. 
Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Fra-
gen und deren Beantwortung können insbesondere zusammengefasst werden, wenn dies dem Vor-
stand sinnvoll erscheint. Rückfragen zu den Auskünften des Vorstands sind ausgeschlossen. 

Darüber hinaus stehen den Aktionären und ihren Bevollmächtigten weder das Auskunftsrecht ge-
mäß § 131 AktG noch ein Rede- oder Fragerecht in und während der virtuellen Hauptversammlung 
zu. 

9. Rechte der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 
COVID-19-Gesetz 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile alleine oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 erreichen (das entspricht 500.000 Stückak-
tien), können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor 
dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Ent-
scheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

Das Ergänzungsverlangen ist schriftlich oder in elektronischer Form nach § 126a BGB (d. h. mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesell-
schaft gemäß § 122 Abs. 2 Satz 3 AktG mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also bis 
spätestens zum Ablauf des 25. Juli 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Später zugegangene Ergän-
zungsverlangen werden nicht berücksichtigt. 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu übermitteln: 



 

Seite 22/26 

Gateway Real Estate AG 
Der Vorstand 
Hardenbergstraße 28a 
10623 Berlin 

oder 

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): hauptversammlung@gateway-re.de 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des Ver-
langens im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, 
bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen 
Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

veröffentlicht und den Aktionären nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG, § 1 Abs. 2 
Satz 3 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen sowie Vorschläge zur Wahl von Mitgliedern des Auf-
sichtsrats und von Abschlussprüfern unterbreiten. 

Gegenanträge (nebst etwaiger Begründung) und Wahlvorschläge zu einem bestimmten Tagesord-
nungspunkt sind ausschließlich an eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten zu richten: 

Gateway Real Estate AG 
Investor Relations – oHV 2021 
Hardenbergstraße 28a 
10623 Berlin 

oder 

Telefax: +49 (0)30 403634799 

oder 

E-Mail: hauptversammlung@gateway-re.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die unter der vorstehenden Adresse mindes-
tens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung eingehen, d. h. bis spätestens zum Ablauf des 
10. August 2021 (24:00 Uhr MESZ), werden unter den Voraussetzungen des § 126 AktG auf der In-
ternetseite der Gesellschaft unter 
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www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

zugänglich gemacht. Dort finden Sie auch etwaige Stellungnahmen der Verwaltung zu den Gegen-
anträgen und Wahlvorschlägen. 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge ge-
stellt werden. Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nach Maßgabe der vorstehenden Vorausset-
zungen gemäß § 126 oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 
COVID-19-Gesetz als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstellende oder den Wahl-
vorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet 
ist und den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. 

Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-Gesetz, §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz sind 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.gateway-re.de/investor-relations/hauptver-
sammlung zugänglich gemacht. 

10. Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, und 
ihre Bevollmächtigten können vom Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrem Ende in 
Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Haupt-
versammlung über das Aktionärsportal unter der Internetadresse 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr 
Stimmrecht nach den vorstehenden Bestimmungen ausüben oder ausgeübt haben. Eine ander-
weitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. 

11. Internetseite, über welche die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind  

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden Un-
terlagen und weitere Informationen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung sind ab der 
Einberufung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.gateway-re.de/investor-relations/hauptversammlung 

abrufbar. 

12. Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionäre und Aktionärsvertreter 

Die Gateway Real Estate AG verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Daten-
schutz-Grundverordnung („DS-GVO“) personenbezogene Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-
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Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Nummer der Zugangskarte, die 
Entscheidung des Aktionärs seine Rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung auszuüben, 
die dem Aktionär zugeteilten Zugangsdaten (Zugangsnummer und PIN-Code), dem Aktionär vom 
Letztintermediär verliehene eindeutige Kennung, die IP-Adresse, von der aus der Aktionär das Ak-
tionärsportal nutzt, die Stimmabgabe (einschließlich des Inhalts der abgegebenen Stimme) im 
Wege der Elektronischen Briefwahl, soweit der Aktionär auch Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied 
ist, die Teilnahme dieses Aktionärs als Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats im Wege der Bild- 
und Tonübertragung, Nummer des Depotkontos des Aktionärs, der Inhalt der eingereichten Fragen 
und der Inhalt ihrer Beantwortung, ggf. Name, Vorname und Anschrift des vom jeweiligen Aktionär 
bevollmächtigten Aktionärsvertreters und dessen vom Letztintermediär verliehene eindeutige Ken-
nung, die Vollmachtserteilung an ihn, dessen IP-Adresse sowie ein ggf. erhobener Widerspruch ge-
gen Beschlüsse der Hauptversammlung) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutz-
bestimmungen, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte in Bezug 
auf die virtuelle Hauptversammlung zu ermöglichen.  

Die Gateway Real Estate AG wird vertreten durch die Mitglieder ihres Vorstands Herrn Tobias Mei-
bom und Herrn Stefan Witjes. Sie erreichen die Gesellschaft unter folgenden Kontaktmöglichkeiten: 

Gateway Real Estate AG 
Investor Relations – oHV 2021 
Hardenbergstraße 28a 
10623 Berlin 

oder 

Telefax: +49 (0)30 403634799 

oder 

E-Mail: hauptversammlung@gateway-re.de 

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung zur 
Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt die ihr Depot führende Bank oder der jeweilige 
Letztintermediär im Sinne von § 67c Abs. 3 AktG deren personenbezogenen Daten an die Gateway 
Real Estate AG. Die dem Aktionär zugeteilte Zugangskartennummer und die zugeteilten Zugangs-
daten (Zugangsnummer und PIN-Code) sowie die IP-Adresse, von der aus der Aktionär oder der 
Aktionärsvertreter das Aktionärsportal nutzt, werden der Gesellschaft von dem von ihr mit der 
Durchführung der virtuellen Hauptversammlung beauftragten Dienstleister mitgeteilt. Die Verar-
beitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter erfolgt ausschließlich 
für die Abwicklung der Ausübung ihrer Rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und 
auch insoweit nur in dem zur Erreichung dieses Zwecks zwingend erforderlichen Maß. Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DS-GVO in Verbindung mit § 67e Abs. 1 AktG. Die 
Gateway Real Estate AG speichert diese personenbezogenen Daten nur so lange, wie dies für den 
vorgenannten Zweck erforderlich ist bzw. soweit die Gesellschaft aufgrund von gesetzlichen Vorga-
ben berechtigt bzw. verpflichtet ist, personenbezogene Daten zu speichern. Für die im 
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Zusammenhang mit der Hauptversammlung erfassten Daten beträgt die Speicherdauer regelmäßig 
bis zu drei Jahre. Ist ein Aktionär nicht mehr Aktionär der Gesellschaft, wird die Gateway Real Estate 
AG dessen personenbezogene Daten auf der Grundlage von § 67e Abs. 2 Satz 1 AktG sowie vorbe-
haltlich anderer gesetzlicher Regelungen nur noch für höchstens zwölf Monate speichern. Eine län-
gere Speicherung durch die Gateway Real Estate AG ist zudem zulässig, solange dies für Rechtsver-
fahren erforderlich ist; Rechtsgrundlage ist insofern § 67e Abs. 2 Satz 2 AktG ggf. in Verbindung mit 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO. 

Die Dienstleister der Gesellschaft, welche zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung be-
auftragt werden, erhalten von der Gesellschaft nur solche personenbezogenen Daten, welche für 
die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten aus-
schließlich nach Weisung der Gesellschaft. 

Im Übrigen werden die personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften Akti-
onären und Aktionärsvertretern sowie Dritten im Zusammenhang mit der Hauptversammlung zur 
Verfügung gestellt. Insbesondere werden Aktionäre und Aktionärsvertreter, die in der virtuellen 
Hauptversammlung durch den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter Offen-
legung ihres Namens vertreten werden, unter Angabe des Namens, des Wohnorts, der Aktienzahl 
und der Besitzart in das gemäß § 129 Abs. 1 Satz 2 AktG aufzustellende Teilnehmerverzeichnis der 
Hauptversammlung eingetragen. Diese Daten können von Aktionären bis zu zwei Jahre danach ge-
mäß § 129 Abs. 4 Satz 2 AktG eingesehen werden. Hinsichtlich der Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an Dritte im Rahmen einer Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der 
Tagesordnung sowie von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären wird auf die vorste-
henden Erläuterungen unter Ziffer 9. „Rechte der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 
127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz“ verwiesen. 

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die Aktionäre und Aktionärsver-
treter von der Gesellschaft Auskunft über ihre personenbezogenen Daten gemäß Art. 15 DS-GVO, 
Berichtigung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 16 DS-GVO, Löschung ihrer personenbe-
zogenen Daten gemäß Art. 17 DS-GVO, Einschränkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten gemäß Art. 18 DS-GVO und Übertragung bestimmter personenbezogener Daten auf sie oder 
einen von ihnen benannten Dritten (Recht auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DS-GVO ver-
langen. 

Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der Gesellschaft unentgelt-
lich über eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten geltend machen: 

Gateway Real Estate AG 
Investor Relations – oHV 2021 
Hardenbergstraße 28a 
10623 Berlin 

oder 

Telefax: +49 (0)30 403634799 
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oder 

E-Mail: datenschutz@gateway-re.de 

Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 DS-GVO ein Beschwerderecht 
bei der Datenschutzaufsichtsbehörde insbesondere des (Bundes-) Landes, in dem sie ihren Wohn-
sitz oder ständigen Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslandes Hessen, in dem die Gesellschaft 
ihren Sitz hat, zu. 

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter: 

Gateway Real Estate AG 
Investor Relations – oHV 2021 
Hardenbergstraße 28a 
10623 Berlin 

oder 

Telefax: +49 (0)30 403634799 

oder 

E-Mail: datenschutz@gateway-re.de 

Frankfurt am Main, im Juli 2021 

Gateway Real Estate AG 
Der Vorstand 


